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Die  demokratische  Spur  -  Spuren  der  Demokratie
Die Bewertung des Zustands
der Demokratie in der Europäi-
schen Union ist eine Frage der
Messlatte, die man anlegt:

VVööllkkeerrrreecchhtt
Nach dem Verständnis des
Völkerrechts ist die Europäische
Union ein mitgliedschaftlich
organisierter Zusammen-
schluss von Staaten. Die demo-
kratische Legitimation bezieht
die Union also über die Regie-
rungen und nicht direkt über
die Unionsbürger. Sie ist somit
auch überwiegend eine Platt-
form dieser Staaten. Völker-
rechtlich betrachtet ist in punk-
to Demokratie somit alles im
Lot. Die Staaten haben die
Geschehnisse auf europäischer
Bühne fest in der Hand. Das
hat die letzte Regierungskonfe-
renz im Dezember 2003 ein-
drucksvoll bestätigt.

DDiirreekkttee  DDeemmookkrraattiiee
Der EU wurden im Laufe ihrer
Existenz beachtlichen Kompe-
tenzen zugesprochen (Artikel
zu diesem Thema in der Aus-
gabe 4/2003 der "Informatio-
nen zur Europäischen Verfas-
sung"). Die Entwicklung der EU
weist zum Teil deutlich über ei-
nen Staatenbund hinaus. In
immer mehr Punkten berührt

die EU seit langem nicht nur
zwischenstaatliche Interessen,
sondern auch ganz direkt Inte-
ressen der Menschen, die
innerhalb ihren Grenzen leben.
Es stellt sich somit die Frage, ob
nicht auch in demokratischer
Hinsicht eine qualitativ neue
Integrationsstufe Ziel der EU
sein sollte: die EU als Plattform
der Bürger?

Vorstellbar wären im Verfas-
sungsentwurf wirklich große
konstitutionelle Schritte in Rich-
tung einer stärkeren Demokra-
tisierung gewesen. So zum Bei-
spiel:

- das allgemeine Wahlrecht für
alle Unionsbürger

- die Direktwahl des Kommis-
sionspräsidenten

- die ausnahmslose Anwen-
dung des Mehrheitsprinzips

- die Änderung der Verfassung
ohne Zustimmung der Mit-
gliedstaaten.

Diese Vorschläge stehen aber
nicht im Verfassungsentwurf.
Wären sie zu erwarten gewe-
sen? Nein! Zu den zentralen
Aufgaben des Konvents gehör-
te zwar auch der Auftrag, sich
mit der Stärkung der Demokra-
tie zu beschäftigen, eine - in
Bezug auf die bisher bestehen-

den Verträge - völlig neue Ord-
nung sollte der Konvent aber
nicht schreiben. Die Staats-
und Regierungschefs wollten
statt einer "Verfassungs"gebung
nur eine "Verfassungs"verbes-
serung! Dieser Ansatz darf
beim Vergleich möglicher
Erwartungen mit den Ergebnis-
sen nicht vergessen werden.
Vorhersehbar war daher, dass
Elemente der direkten Demo-
kratie im Verfassungsentwurf
noch nicht oder nur rudimentär
auftauchen würden.

Vorschläge zur Verbesserungen
des demokratischen Zustands
der Union sind aber vom Kon-
vent sehr wohl vorgelegt wor-
den. Beispielhaft sei nur die seit
längerer Zeit zu beobachtende
schleichende Aufwertung des
Europäischen Parlaments ge-
nannt. Auch auf der neuesten
Vertragsstufe, der (Verfas-
sungs)-verbesserung, hat das
Parlament Gewinne zu ver-
zeichnen. Zum Beispiel bei der
Gesetzgebung: Durch die Än-
derung des Mitentscheidungs-
verfahrens, das dem Parlament
nur sehr beschränkte Mitwir-
kungsmöglichkeiten bei der
Gesetzgebung zuwies (Artikel
251 und 252 des EG-Vertra-
ges), ist das Parlament nun
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gemeinsam mit dem Rat
Gesetzgeber - und das auch im
Wortlaut des Entwurfs: das
vorherige Rechtsetzungsverfah-
ren soll zukünftig Gesetzge-
bungsverfahren heißen (Artikel
I-33 und III-298 des Konvents-
entwurfs). Das darf natürlich
nicht über die immer noch zu
große Zahl an Ausnahmen von
dem neuen Einflussbereich des
Parlaments hinwegtäuschen.

Zu den Ausnahmen gehören
unter anderem alle Rechtsakte
ohne Gesetzescharakter.

Der Verfassungsentwurf zeigt
deutlich in die richtige Rich-
tung. Darüber hinaus ist er
nach dem Debakel auf der
Regierungskonferenz und den
danach entbrannten Diskussio-
nen um das Europa der zwei
Geschwindigkeiten, inhaltlich

noch wichtiger als zuvor. Je
nachdem, welche Messlatte
angelegt wird, weichen die
Ergebnisse der Bewertung des
demokratischen Zustands
somit stark voneinander ab.
Mein Fazit lautet deshalb:
Raum für Visionen und Arbeit
für neue Vertragsrunden lässt
der Entwurf allemal zu.
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Die  EU  und  die  Frage  nach  der  Demokratie
Die Frage, ob die EU eigentlich
demokratisch ist, interessierte
lange Zeit niemanden. Sie
stellte sich einfach nicht! Denn
ein Staatenbund - und nichts
anderes war die Gemeinschaft
zu Beginn der europäischen
Integration - muss nicht demo-
kratisch sein. Die Frage nach
der Demokratie stellt sich erst,
wenn Hoheitsgewalt ausgeübt
wird, also die Bürger von politi-
schen Entscheidungen unmit-
telbar betroffen sind. Bei einem
Staatenbund bleibt die Herr-
schaftsgewalt aber bei den Mit-
gliedstaaten; sie wird nur in ei-
nigen wenigen Bereichen
gemeinsam von ihnen ausge-
übt. Nach demokratischen Ge-
sichtspunkten reicht es deshalb
vollkommen aus, dass völker-
rechtliche Verträge von den
Staats- und Regierungschefs
verabschiedet und dann den
nationalen Parlamenten zur
Ratifizierung vorgelegt werden.
Über das Parlament sind die
Bürger damit an allen Entschei-
dungen (indirekt) beteiligt und
die "Herrschaft des Volkes" so-
mit sichergestellt. In einigen
EU-Mitgliedstaaten (z.B. Irland,
Dänemark) stimmt das Volk in
einem Referendum zum Teil
sogar direkt über die Annahme

völkerrechtlicher Verträge ab.

Mit der fortschreitenden euro-
päischen Integration wurden
immer mehr Befugnisse auf die
Gemeinschaft übertragen und
diese waren auch nicht mehr
strikt auf die Umsetzung von
Vertragsbestimmungen be-
schränkt. Die Gemeinschaft
verfügte damit über eigene
Entscheidungsspielräume und
konnte in wichtigen Bereichen
Beschlüsse fassen, ohne dass
die nationalen Parlamente da-
rauf direkten Einfluss hatten.
Infolgedessen war nicht mehr
sichergestellt, dass alle Ent-
scheidungen lückenlos auf die
Völker der EU zurückgeführt
werden konnten. Und damit
stellte sich plötzlich auch für die
EU, die nun offensichtlich mehr
war als ein Staatenbund, die
Frage nach der Demokratie.

Und die Antwort auf die "De-
mokratiefrage" fällt ziemlich
negativ aus, denn die Diagno-
se lautet: Die EU krankt an ei-
nem Demokratiedefizit. Ange-
sichts der Machtfülle der Union
sind die Bürger und die natio-
nalen Parlamente zu wenig an
den Entscheidungen beteiligt
und gleichzeitig werden viele

Entscheidungen auch noch
hinter verschlossenen Türen
getroffen. Das heißt nicht, dass
die auf der EU-Ebene gefällten
Entscheidungen undemokra-
tisch wären! Nur ist der Weg,
auf dem die Entscheidungen
auf die Völker zurückgeführt
werden, ziemlich lang und der
Einfluss der Bürger damit sehr
gering. Und die Stellung des
direkt gewählten Europäischen
Parlaments ist zu schwach, um
den Kompetenzverlust der
nationalen Parlamente aufzu-
fangen. Es fehlt also auch an
einer ausreichenden demokra-
tischen Kontrolle. 

Nicht das man in den vergan-
genen Jahren nicht versucht
hätte, etwas gegen das Pro-
blem des Demokratiedefizits in
der EU zu unternehmen. Ver-
besserungsversuche gab es
viele. Die Stärkung des Europä-
ischen Parlaments gegenüber
dem Ministerrat oder auch die
verbesserte Informations- und
Kommunikationspolitik, mit
deren Hilfe die Kommission
versucht, der Intransparenz
entgegenzuwirken, sind ein-
deutige Anzeichen dafür. Doch
diese Verbesserungen waren
nicht ausreichend, um das
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Demokratiedefizit zu beheben.
Die Forderung nach mehr De-
mokratie, nach mehr Bürger-
nähe und Transparenz in der
EU blieb bestehen und wurde
damit zu einer Aufgabe für den
Verfassungskonvent. Er sollte
Lösungen erarbeiten, wie man
"Brüssel" den Bürgern näher
bringen und somit das Demo-
kratiedefizit der Gemeinschaft
beseitigen könnte.

Auf den ersten Blick kann sich
das Ergebnis sehen lassen.
Immerhin wird dem "demokra-
tischen Leben der Union" ein
ganzer Titel (Artikel 44 bis 51)
gewidmet. So wird z. B. festge-
schrieben, dass die Union auf
den Grundsätzen der reprä-
sentativen und der partizipati-
ven Demokratie beruht (Artikel
45 und 46). Die Bürger werden
demnach durch das Europäi-
sche Parlament auf der EU-
Ebene vertreten und haben das
Recht, am demokratischen
Leben der Union aktiv teilzu-
nehmen. Gleichzeitig werden
die Organe der EU dazu ver-
pflichtet, mit den Bürgern in
Kontakt zu treten, Informatio-
nen weiterzugeben und ihr
Handeln möglichst offen und
transparent zu gestalten. Auch
wird die besondere Rolle der
politischen Parteien, Verbände,
Sozialpartner (Gewerkschaften,

Arbeitsgeber) und Kirchen auf
europäischer Ebene betont. Sie
sollen eine Brücke zwischen
den Bürgern und der Union
schlagen und damit das Entste-
hen einer europäischen Öffent-
lichkeit fördern.

Des Weiteren schlägt der Kon-
vent ein so genanntes europäi-
sches Bürgerbegehren vor (Ar-
tikel 46 Absatz 4). Zumindest
aus deutscher Sicht wäre dies
ein revolutionärer Schritt. Min-
destens eine Million Bürgerin-
nen und Bürger aus einer er-
heblichen Zahl von
Mitgliedstaaten sollen danach
die Kommission auffordern
können, zu einem bestimmten
Thema eine Gesetzesinitiative
einzuleiten. Allerdings ist die
konkrete Umsetzung dieses
Bürgerbegehrens noch nicht
ganz klar. Was heißt zum Bei-
spiel "eine erhebliche Zahl von
Mitgliedstaaten"? Das wird
noch zu klären sein und soll in
einem Europäischen Gesetz
festgeschrieben werden. Die
Frage ist nur, wie lange man
brauchen wird, bis dieses aus-
gearbeitet und verabschiedet
ist.

Auch wenn der neue Titel zum
"demokratischen Leben" beim
Lesen einen ziemlich guten
Eindruck hinterlässt, so gibt er

doch keinen Anlass für über-
triebene Begeisterungsstürme.
Das Demokratiedefizit wird
durch ihn nicht so einfach be-
hoben werden können. Denn
wie so häufig kommt es nicht
nur darauf an, was in der Ver-
fassung steht, sondern auch ob
und wie es umgesetzt wird.
Parteien und Verbände sind
überwiegend national organi-
siert und auf europäischer
Ebene nur locker miteinander
verbunden. Ein paar Artikel in
einer europäischen Verfassung
werden daran so schnell nichts
ändern. Dazu bedarf es weite-
rer Anregungen. So könnten z.
B. "echte" europäische Wahlen,
bei denen europäische Spitzen-
kandidaten mit europäischen
Themen um die Mehrheit im
Europäischen Parlament kon-
kurrieren, das Entstehen euro-
päischer Parteien fördern und
damit etwas mehr Demokratie
geschaffen werden.

Bleibt festzuhalten, dass das
Problem des Demokratiedefi-
zits in der EU noch lange nicht
gelöst und der Verfassungsent-
wurf nicht das lang ersehnte
Allheilmittel ist. Doch man ist
auf dem richtigen Weg und der
Entwurf, sollte er umgesetzt
werden, ein wichtiger Schritt zu
einer weiteren Demokratisie-
rung der EU.A
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Brauchen  wir  eine  europäische  Identität?

Ein Blick auf die Umfragedaten
des Eurobarometers zeigt, dass
sich die meisten Europäer
überwiegend ihrer eigenen
Nationalität zugehörig fühlen
(etwa 45 %). Nur etwa 4% füh-
len sich ausschließlich als Euro-
päer. Und diese Zahlen haben

sich im Laufe der letzten Jahre
auch nicht allzu sehr verändert
- trotz Euro, trotz europäischem
Nummernschild.

Kennzeichnend für Europa ist
eigentlich seine Fülle an unter-
schiedlichen Kulturräumen,

Nationen und Sprachen. Vor
allem die Vielfalt der Sprachen
hat bis heute eine Identitätsbil-
dung verhindert. Das ist zum
einen auf die hohe Anzahl von
Sprachen in Europa und zum
anderen auf ihre große Ver-
schiedenheit zurückzuführen.
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So weist zum Beispiel das Finni-
sche größere Ähnlichkeit mit
dem Mongolischen als mit dem
Deutschen auf. Auch die euro-
päischen "Verkehrssprachen"
Englisch und Französisch spre-
chen heute nur etwa ein Drittel
der Europäer, die nicht in
einem englisch- oder franzö-
sischsprachigen Land leben.
Das bedeutet, dass sich der
überwiegende Teil der Euro-
päer nicht mit dem überwie-
genden Teil der Europäer ver-
ständigen kann. Das ist nicht
gerade förderlich für die Bil-
dung einer europäischen Iden-
tität.

Doch trotz dieser Heterogenität
kann man die Unterschiede in
der EU nicht als extrem
bezeichnen. So sind bspw. die
Überzeugungen (z.B. Men-
schenwürde, Demokratie) und
die Institutionen (z.B. Parla-
mente, unabhängige Gerichte)
einander so ähnlich, dass der
europäische Integrationspro-
zess in Gang gesetzt werden
konnte und das System "EU" im
Großen und Ganzen auch
funktioniert.

Weshalb dann aber die Frage
nach der europäischen Iden-
tität? Weil sie eine wichtige
Voraussetzung für das Funktio-
nieren der Demokratie ist. Will
man die EU weiter demokrati-
sieren, sollte eine so genannte
belastbare europäische Iden-
tität entstehen. Anders formu-
liert: Es sollte sich ein sehr star-
kes Gefühl der
Zusammengehörigkeit zwi-
schen den Völkern der EU ent-

wickeln. Dieses sorgt dann
dafür, dass die Mehrheitsent-
scheidungen, ohne die eine
Demokratie nicht funktionieren
kann, akzeptiert werden. Erst
dann ist der einzelne Bürger
auch bereit, sich der Mehrheits-
meinung zu beugen und im
Namen der Allgemeinheit ein
"Opfer" hinzunehmen. In
Deutschland und fast allen
anderen demokratischer Staa-
ten existiert dieses Gemein-
schaftsgefühl. Wo es fehlt, führt
es zu heftigen Auseinanderset-
zungen und in letzter Konse-
quenz auch zu Bürgerkriegen.

Nun werden im Ministerrat
aber bereits Mehrheitsentschei-
dungen getroffen, ohne dass es
ein richtiges Gemeinschaftsge-
fühl der Europäer gibt. Aus
demokratischer Sicht ist das
eher skeptisch zu betrachten.
Doch aus Gründen der Hand-
lungsfähigkeit muss man es
akzeptieren. Andernfalls müs-
sten die Staats- und
Regierungschefs immer so
lange miteinander verhandeln,
bis sie einen Kompromiss erzie-
len, dem alle zustimmen kön-
nen, oder sie müssen das Vor-
haben aufgeben. Welche
Konsequenzen das hat, hat
nicht nur der gescheiterte Gip-
fel im Dezember deutlich
gezeigt. Um deshalb auch in
einer erweiterten Union hand-
lungsfähig zu bleiben, müsste
man - wie in den Nationalstaa-
ten - grundsätzlich zu Mehr-
heitsentscheidungen überge-
hen. Noch steht dieser Schritt
nicht an - auch nicht mit einer
europäischen Verfassung.

Wenn auch die Anzahl der
Mehrheitsentscheide im Minis-
terrat ausgeweitet werden soll,
so werden doch wesentliche
Entscheidungen (z.B. Vertrags-
änderungen) weiterhin Einstim-
migkeit verlangen.

Doch längerfristig sollte das
Problem der belastbaren euro-
päischen Identität nicht aus
dem Blick verloren werden.
Denn sie ist das Bindeglied,
dass aus dem herrschende
Dilemma zwischen demokrati-
schen Anforderungen und
fehlender Handlungsfähigkeit
herausführen kann. Eine euro-
päische Identität muss ja nicht
gleich bedeuten, dass wir unse-
re nationalen Identitäten auf-
geben und uns nur noch als
Europäer fühlen. Dazu sind die
nationalen Bindungen viel zu
stark. Es würde ausreichen,
neben dem nationalen gleich-
zeitig ein stärkeres europäi-
sches Gemeinschaftsgefühl
auszubilden. Genauso wie
man gleichzeitig Bayer und
Deutscher sein kann, kann
man schließlich auch gleichzei-
tig Deutscher und Europäer
sein. Laut Eurobarometer iden-
tifizieren sich immerhin bereits
40% der Europäer gleichzeitig
mit ihrer Nation und mit Euro-
pa. Damit existiert eine Basis,
auf der weiter aufgebaut wer-
den kann und eine europäi-
sche Verfassung, als Symbol
der europäischen Integration,
kann zur Identitätsbildung
durchaus auch ihren Beitrag
leisten.
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